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1  Anlass der Stellungnahme  
Das Bundesumweltministerium hat am 7. Juni 2002 einen Verordnungsentwurf zur Novellierung 
der Vorschriften über die Abfallverbrennung, insbesondere der Verordnung über Verbren-
nungsanlagen für Abfälle und ähnliche brennbare Stoffe (17. BImSchV) vorgelegt. Die Novellie-
rung soll vorwiegend der Umsetzung der EG-Abfallverbrennungsrichtlinie 2000/76/EG dienen, 
mit der auf Gemeinschaftsebene neue Anforderungen an den Betrieb reiner Müllverbrennungs-
anlagen sowie an Anlagen gestellt werden, in denen Abfälle neben regulären Brennstoffen zur 
Mitverbrennung eingesetzt werden.  

Bei den Anforderungen an Müllverbrennungsanlagen orientiert sich die EG-
Abfallverbrennungsrichtlinie eng an der geltenden 17. BImSchV. Die Verbrennungsrichtlinie 
normiert dieselben Emissionsgrenzwerte wie die 17. BImSchV. Hinzu kommen einige Anforde-
rungen an die Betriebsbedingungen, die Beschaffenheit der Schlacken, Aschen und Abwässer 
sowie an Messverfahren, die in der 17. BImSchV zwar nicht explizit normiert sind, die aber in 
Deutschland im Wesentlichen bereits zur Umsetzungspraxis gehören oder aufgrund anderer 
Umweltvorschriften gelten. Soweit der Umsetzungsentwurf des Umweltministeriums dazu jetzt 
ausdrückliche Regelungen für die 17. BImSchV vorschlägt, dürfte dies den betroffenen 
Verbrennungsanlagen keinen besonderen zusätzlichen Umsetzungsaufwand abverlangen, 
sondern lediglich in einigen Punkten für mehr Klarheit im Vollzug sorgen. Hinsichtlich der Anfor-
derungen an die Emissionsbegrenzung geht der Verordnungsentwurf allerdings zum Teil auch 
deutlich über die Vorgaben der Richtlinie hinaus. So sollen für den Bereich der reinen Müll-
verbrennungsanlagen – wie auch für die Mitverbrennung – zusätzliche PCB-Verbindungen (An-
hang I) einbezogen und ein besonderer Gruppenparameter für kanzerogene Verbindungen er-
gänzt werden.  

Weitere Verschärfungen sieht der Novellierungsentwurf bei den Anforderungen an die Mit-
verbrennung vor. Die Rahmenbedingungen der Mitverbrennung sollen damit den vergleichswei-
se strengeren Vorgaben für die reine Müllverbrennung angenähert werden, um zu verhindern, 
dass bei der Mitverbrennung mehr Schadstoffe aus den Abfällen freigesetzt werden können als 
in Müllverbrennungsanlagen. Die dazu erforderliche Verschärfung der Emissionsgrenzwerte 
über das gemeinschaftsrechtliche Niveau ist bei den betroffenen Industrien bereits auf vehe-
mente Kritik gestoßen. Sie sehen bei einer einseitigen nationalen Verschärfung der Anforde-
rungen vor allem ihre Wettbewerbsfähigkeit in Europa gefährdet. Erhöhte nationale Anforderun-
gen hätten auf dem offenen europäischen Entsorgungsmarkt zur Konsequenz, dass die Abfälle 
ins europäische Ausland exportiert und dort verbrannt würden.  

Der Umweltrat hat sich mit der Problematik der Mitverbrennung bereits im Umweltgutachten 
2002 eingehend befasst und darin dargelegt, dass die Privilegierung der mitverbrennenden An-
lagen gegenüber den reinen Müllverbrennungsanlagen im gesetzlichen Anforderungsniveau 
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sachlich nicht gerechtfertigt und umweltpolitisch kontraproduktiv ist. Er hat daher eine möglichst 
weitgehende Angleichung der Emissionsgrenzwerte empfohlen. Mit dem aktuellen Referenten-
entwurf ist das Umweltministerium dieser Empfehlung weitgehend gefolgt. Der Umweltrat sieht 
sich daher in besonderer Weise veranlasst, zu den Neuregelungsvorschlägen und zu der daran 
geübten Kritik gesondert Stellung zu nehmen.  

 

2  Die wesentlichen Verschärfungen bei den allgemeinen 
Anforderungen an Müllverbrennungsanlagen 

2.1  Der Gruppenparameter für kanzerogene Verbindungen 

Der Novellierungsentwurf sieht die Einführung eines neuen Gruppenparameters für bestimmte 
kanzerogene Verbindungen vor, namentlich für 

- Arsen und seine Verbindungen, 
- Cadmium und seine Verbindungen, 
- Cobalt und seine Verbindungen, 
- Chrom und seine Verbindungen sowie 
- Benzo(a)pyren. 

Diese Stoffe sollen insgesamt im Abgasstrom einen Grenzwert von 0,05 mg/m³ nicht über-
schreiten. Dass soll nicht nur für reine Müllverbrennungsanlagen gelten, sondern gemäß An-
hang II. 1 und 2 des Entwurfs auch für Zementwerke und Feuerungsanlagen, die Abfälle mit-
verbrennen. Mit diesem Gruppenparameter übernimmt der Novellierungsentwurf die bereits 
nach der neuen TA-Luft (Nr. 5.2.7.1.1, Klasse I) allgemein geltende Emissionsbeschränkung 
auch in das spezielle Anforderungsprofil für die Abfallverbrennung. Dass die Abfallverbrennung 
bei der Minimierung schadstoffbedingter Krebsrisiken keine Privilegierung gegenüber sonstigen 
Industrieanlagen beanspruchen kann, erscheint dem Umweltrat selbstverständlich. Der Grenz-
wert von 0,05 mg/m³ kann nicht nur von Müllverbrennungsanlagen, sondern regelmäßig auch 
von modernen Mitverbrennungsanlagen eingehalten werden.  

Die VDEW moniert allerdings zurecht, dass der Gruppenparameter Abweichungen von 
5.2.7.1.1, Klasse I der TA-Luft aufweist (VDEW, 2002, S. 11 f.). Auch der Umweltrat hält hier 
eine vollständige Übereinstimmung mit dem Parameter der TA-Luft für angezeigt.  

2.2  Erweiterung des Anhangs I – Dioxine, Furane und PCB 

Der Novellierungsentwurf sieht vor, die unter dem Grenzwert für Dioxine Furane und PCB zu-
sammengefassten Parameter des Anhangs I zur 17. BImSchV um weitere 12 Verbindungen zu 
ergänzen. Diese Ergänzung – die zugleich eine Abweichung von den soeben erst novellierten 
Vorgaben der TA-Luft bedeutet – hat de facto eine Verschärfung des Grenzwertes zur Folge, 
der gleichwohl von den betroffenen Abfallverbrennungsanlagen weitgehend schon heute ohne 
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Weiteres eingehalten werden kann. Allerdings entsteht durch die Ergänzung weiterer Parameter 
ein erheblicher zusätzlicher Messaufwand, dessen Kosten auf rund 10.000 Euro pro Feue-
rungsanlage jährlich taxiert werden, so dass sich die Frage nach dem Verhältnis dieser Kosten 
zu ihrem Nutzen stellt. Im Entwurf wird für die Erforderlichkeit der weiteren Parameter lediglich 
auf Vorgaben der WHO verwiesen, wonach eine weitere Minimierung auch dieser Stoffe im Be-
reich der Lebensmittel angestrebt werden soll.  

Eine abschließende Einschätzung der WHO-Vorgaben kann der Umweltrat gegenwärtig nicht 
abgeben. Soweit sich aus näheren Betrachtungen Handlungsbedarf ergibt, wird dieser zwar alle 
(potenziellen) Quellen der betreffenden Schadstoffe und damit besonders auch die Müll-
verbrennung betreffen. Der Rat bezweifelt indessen, ob es sinnvoll ist, bereits gegenwärtig ent-
sprechende Regelungen bzw. Grenzwerte nur für eine einzelne Emittentengruppe einzuführen. 
Einen evidenten, dringlichen Handlungsbedarf sieht der Rat jedenfalls auch im Bereich der Ab-
fallverbrennung noch nicht. Zwar besteht hier prinzipiell ein besonderer Bedarf, die Entstehung 
und Freisetzung von PCB, Dioxinen und Furanen zu vermeiden. Allerdings ist diesem Bedarf 
durch die Praxis auch schon vielfach Rechnung getragen worden. Das gilt – jedenfalls dem bis-
herigen Anschein nach – auch für die im Novellierungsentwurf zusätzlich geregelten Verbin-
dungen. Denn soweit bisher probeweise Messungen dieser Substanzen erfolgt sind, wurde viel-
fach nicht einmal die Nachweisgrenze erreicht.  

Wenn indessen gar kein dringlicher Handlungsbedarf besteht, erscheint es dem Umweltrat 
sachgerechter, zunächst weitere Forschung und Pilotversuche zu betreiben, auf dieser Grund-
lage ein einheitliches, harmonisiertes Konzept zur Regulierung der betreffenden Stoffe zu erar-
beiten und darauf hin ein Regelungspaket für alle betroffenen Emittentenbereiche zu schnüren. 
Für ein solches Vorgehen spricht u.a. auch, dass die WHO-Initiative wahrscheinlich auch auf 
EG-Ebene aufgegriffen wird und ggf. noch gemeinschaftsrechtliche Direktiven zu erwarten sind. 

 

3  Die Neuregelung der Anforderungen an  
mitverbrennende Anlagen  

3.1  Die Anforderungen nach dem geltenden Recht   

Die Mischungsregelung nach der 17.  BImSchV 

Nach der geltenden 17. BImSchV gelten für mitverbrennende Anlagen überwiegend nicht die 
vergleichsweise strengen Grenzwerte, die gemäß § 5 Abs. 1 der 17. BImSchV von reinen Müll-
verbrennungsanlagen einzuhalten sind. Für Mitverbrennungsanlagen sind vielmehr nach Maß-
gabe der Mischungsregelung des § 5 Abs. 3 der 17. BImSchV Verrechnungswerte zu bilden, 
die sich aus einer dem Abfallanteil am gesamten Brennstoffeinsatz entsprechenden Verrech-
nung der strengen Grenzwerte von § 5 Abs. 1 der Verordnung mit den für die Verwendung von 
Regelbrennstoffen anzuwendenden allgemeinen Emissionsgrenzwerten (z.B. der 13. BImSchV 
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und der TA-Luft) ergeben. Die allgemeinen Emissionsgrenzwerte liegen vielfach noch über de-
nen der 17. BImSchV, so dass sich mit der Mischungsregelung regelmäßig höhere Grenzwerte 
berechnen als die in § 5 Abs. 1 der 17. BImSchV normierten. Die gerade erst abgeschlossene 
Novellierung der TA-Luft hat zwar insoweit zu einer deutlichen Annäherung der Anforderungsni-
veaus geführt, gleichwohl aber keine vollständige Angleichung der Anforderungen gebracht. 
Insbesondere die Grenzwerte der 13. BImSchV für Großfeuerungsanlagen liegen immer noch 
erheblich über denen der 17. BImSchV. Dies verdeutlicht die nachstehende Tabelle 1, wenn-
gleich der Gegenüberstellung aufgrund der partiell unterschiedlichen Messungs- und Beurtei-
lungsvorgaben (Dauer, Mittelung, Bezugssauerstoff) nur Tendenzen entnommen werden kön-
nen. 

Tabelle 1: Emissions-Verrechnungswerte für die Mischungsregelung des Novellierungs-
entwurfs zur 17. BImSchV im Vergleich zu den Emissionsgrenzwerten der neuen TA-Luft 

und der 13. BImSchV (in mg/m3, Dioxine und Furane in ng/m3) 

17. BImSchV* 

 

TA-Luft n. F. 
(gemittelte Einzel-

messungen über je ½ h 
Probeentnahmedauer) 

13. BImSchV  
(Halbstundenwerte für feste   

Brennstoffe)*** 

Emissi-
onspara-
meter  

Tages-
mittel-
wert 

Halb-
stunden-
mittelwert 

Allgemein Zement und 
Klinker** 

50-100 MW 100-300  
MW 

> 300   
MW 

Staub 10 30 20 20 50 

org. Stoffe 
als Gesamt-
kohlenstoff 

10 20 50 keine An-
wendung TA-

Luft 

- - - 

HCI 10 60 30 30 200 100 

HF 1 4 3 3 30 15 

Hg 0,03 0,05 0,05 0,05    

2000  
ESR  

 > 75% 

 

2000 ESR  
> 60% 

SO2 und 
SO3 50 200 350 350 

 bei Wirbelschicht  
400 und ESR > 75% 

400 

in Ausnah-
men 650 

NOx 200 400 350 500 800/ bei Stabfeuerung für Steinkohle 
1800 

CO 50 100   250 

Dioxine und 
Furane 0,1 (gemittelte Einzel-

messungen) 
0,1  

 
    

* Bezugssauerstoffgehalt 11% ;  ** Bezugssauerstoffgehalt 10%;  *** Bezugssauerstoffgehalt bei Rost- und Wirbel-
schichtfeuerung 7%, bei Staubfeuerungen mit trockenem Ascheabzug 6% und bei Staubfeuerungen mit flüssigem 
Ascheabzug 5%  
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Zum dem erheblichen Niveauunterschied bei den Grenzwerten kommt hinzu, dass die allge-
meinen Grenzwerte von den meisten mitverbrennenden Anlagen vielfach noch deutlich unter-
schritten werden. Die dadurch entstehenden Spielräume zwischen den gemessenen Emissio-
nen und dem Grenzwert können über die Mischungsregelung durch Schadstoffe aus den Abfäl-
len aufgefüllt werden (sog. Auffülleffekt der Mischungsregelung). So führt die Mischungsrege-
lung de facto dazu, dass bei der Mitverbrennung von Abfällen mehr Schadstoffe aus den Abfäl-
len freigesetzt werden dürfen, als bei der Verbrennung in einer Müllverbrennungsanlage.  

Die Mischungsregelung gilt zwar bereits heute nicht uneingeschränkt. Für den weiten Bereich 
der Kraftwerke, Heizkraftwerke und Feuerungsanlagen nach den Nrn. 1.1-1.3 der 4. BImSchV 
sowie für Anlagen nach Nr. 8.1 dieser Verordnung (Anlagen, die der teilweisen Beseitigung von 
Abfällen mit Hilfe thermischer Verfahren dienen) ist die Mischungsregelung nach § 5 Abs. 3 
Satz 6 der geltenden 17. BImSchV nicht anzuwenden, wenn der Anteil an mitverbrannten Abfäl-
len 25% der Feuerungswärmeleistung übersteigt. Für alle anderen Anlagen findet die Mi-
schungsregelung keine Anwendung, wenn die Feuerungswärmeleistung zu mehr als 40% aus 
gefährlichen Abfällen gewonnen wird. Beide Begrenzungen haben jedoch in der Praxis fast kei-
ne Bedeutung, da die von der 25%-Grenze erfassten Anlagen regelmäßig mit deutlich geringe-
ren Mitverbrennungsanteilen operieren. Insbesondere bleibt danach die geltende Mischungsre-
gelung für das Haupeinsatzfeld der Mitverbrennung, nämlich für die Mitverbrennung in Zement-
werken, voll anwendbar. 

Die Anforderungen nach der EG-Abfal lverbrennungsricht l inie 2000/76/EG 

Dem europäischen Gesetzgeber war bei Erlass der Verbrennungsrichtlinie die Gefahr bewusst, 
dass bei der Mitverbrennung von Abfällen mehr Schadstoffe aus den Abfällen freigesetzt wer-
den als bei der vergleichsweise streng reglementierten reinen Müllverbrennung. Dieser Gefahr 
zu begegnen war ein ausdrücklich erklärtes Regelungsmotiv. Im 27. Erwägungsgrund der Richt-
linie heißt es: „Bei der Mitverbrennung von Abfällen in Anlagen, die nicht in erster Linie für die 
Verbrennung von Abfällen ausgelegt sind, dürfen in dem aus der Mitverbrennung resultierenden 
Abgasanteil keine höheren Schadstoffemissionen entstehen, als sie für Nur-Abfall-
Verbrennungsanlagen zugelassen sind; hierfür sollten daher entsprechende Beschränkungen 
gelten.“ Für die umweltrelevantesten Anwendungsfälle – die Mitverbrennung in Zementöfen und 
Feuerungsanlagen – wird die Mischungsregelung daher schon in der Richtlinie erheblich einge-
schränkt, indem dort (in Anhang II) für zentrale Schadstoffparameter fixe Grenzwerte festgelegt 
werden, die nicht der Mischungsrechnung unterliegen (siehe Tabelle 2). Hinsichtlich anderer 
wichtiger Parameter ist allerdings weiterhin nur eine Mischungsregelung vorgesehen, die wie-
derum eine Verlagerung von Spielräumen aus dem Nicht-Abfall-Strom auf den abfallbedingten 
Teilstrom ermöglicht.  
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Tabelle 2:  

Gesamtemissionswerte (Tagesmittelwerte) nach Anhang II  der Richtlinie 
2000/76/EG in mg/m3 (Dioxine und Furane in ng/m3) 

Schadstoff Zementöfen Feuerungsanlagen sonstige* 

Gesamtstaub 30 - - 

HCI 10 - - 

HF 1 - - 

NOx für bestehende 
Anlagen 
NOx für Neuanlagen 

800 

500 

- 

- 

- 

- 

Cd+Tl 0,05 0,05 0,05 

Hg 0,05 0,05 0,05 

Sb + As + PB + Cr + 
Co + Cu + Mn + Ni + V

0,5 0,5 - 

Dioxine und Furane 0,1 0,1 0,1 

SO2 50 - - 

TOC 10 - - 

* für diese Anlagen wird kein Bezugssauerstoffgehalt vorgegeben. 

Wie Tabelle 2 zeigt, sind feste Grenzwerte vor allem für die Mitverbrennung in Zementwerken 
bestimmt worden. Soweit für Feuerungsanlagen keine festen Grenzwerte festgelegt sind, wer-
den für die in der vorstehenden Tabelle 2 aufgeführten Schadstoffe (TOC ausgenommen) nach 
Brennstoffart (trockene/flüssige Brennstoffe/Biomasse) differenzierte Verrechnungswerte be-
stimmt, die in der Mischungsrechnung als Grenzwert für den nicht-abfallbedingten Abgasteil-
strom zugrundezulegen sind.  

Für alle sonstigen Mitverbrennungsanlagen werden lediglich Gesamtemissionswerte für PCB, 
Dioxine und Furane sowie für Cd/Tl und Hg bestimmt. Verrechnungswerte zur Anwendung der 
Mischungsregelung sind nicht vorgesehen. 

3.2  Die geplanten Verschärfungen nach dem Referentenentwurf  

In den Vorschriften über Betriebsbedingungen und Messtechniken hält sich der Verordnungs-
entwurf des Umweltministeriums recht eng an die Vorgaben der Verbrennungsrichtlinie. Bei den 
Anforderungen an die Emissionsbegrenzung geht er jedoch zum Teil deutlich darüber hinaus. 
Zum einen soll die Mischungsregelung noch durch Anteilshöchstgrenzen für den Abfalleinsatz 
beschränkt werden (dazu sogleich Abschnitt 3.2.1). Zum anderen sind für die drei Anlagenkate-
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gorien (Zementwerke/Feuerungsanlagen/sonstige Mitverbrennungsanlagen) teilweise strengere 
Grenzwerte vorgesehen als in der Richtlinie (3.2.2 -3.2.4). 

3.2.1  Begrenzung der Mischungsregelung durch Höchstgrenzen beim   
Abfalleinsatz 

Wie die Richtlinie 2000/76/EG behält auch der Umsetzungsentwurf des BMU die Mischungsre-
gelung grundsätzlich bei. Deren Anwendungsbereich soll jedoch nach dem Entwurf noch weit-
gehender eingeschränkt werden als in der Richtlinie, und zwar nicht nur hinsichtlich einzelner 
Schadstoffparameter durch feste Grenzwerte oder Rechnungsgrundwerte, sondern auch gene-
rell durch prozentuale Höchstgrenzen, bis zu denen die Mischungsregelung maximal anzuwen-
den ist. Allgemein soll diese Anwendungshöchstgrenze bei 25% der jeweils gefahrenen Feue-
rungswärmeleistung einer Verbrennungseinheit liegen. Nur für Zementwerke soll die Mi-
schungsregelung noch weitergehend Anwendung finden, nämlich bis zu einem maximalen An-
teil der eingesetzten Abfälle an der Feuerungswärmeleistung von 50% bzw. 40% für den Ein-
satz gefährlicher Abfälle. Werden die Höchstgrenzen überschritten, so gelten nach dem Novel-
lierungsentwurf die in § 5 Abs. 1 der 17. BImSchV festgelegten Emissionsgrenzwerte für 
Verbrennungsanlagen uneingeschränkt für den gesamten Abgasstrom. Diese Regelung be-
grenzt nicht nur die Mischungsregelung, sondern sie hat darüber hinaus auch bezüglich einiger 
Schadstoffparameter Bedeutung, für die feste Grenzwerte bestimmt wurden, und zwar dann, 
wenn diese festen Grenzwerte höher als die für reine Müllverbrennungsanlagen festgelegten 
Werte von § 5 Abs. 1 liegen. Dann gilt bei einer Überschreitung der Anteilsobergrenzen nicht 
mehr der feste Grenzwert des Anhangs II, sondern der strengere Wert von § 5 Abs. 1 (im Ein-
zelnen dazu in Abschnitt 3.4.5). 

3.2.2 Feste Emissionsgrenzwerte für Anlagen zur Herstellung von Zementklinker 
oder Zement sowie zum Brennen von Kalk (Anhang II.1) 

Für die Emissionen aus mitverbrennenden Zementöfen setzt der Novellierungsentwurf für alle in 
der Richtlinie 2000/76/EG geregelten Schadstoffe – wie auch die Richtlinie selbst – feste Emis-
sionsgrenzwerte fest. Dass demnach für keinen dieser Schadstoffe die Mischungsregelung zur 
Anwendung kommt, ist bereits zwingend durch die Richtlinie vorgegeben. Die Grenzwerte des 
Novellierungsentwurfs sind allerdings teilweise strenger als die der Richtlinie. Ferner sind in 
dem Entwurf nicht nur – wie in der Richtlinie – Tagesmittelwerte, sondern auch Halbstundenmit-
telwerte und Probeentnahmewerte vorgesehen. In den nachstehenden Tabellen werden die 
Emissionsgrenzwerte des Novellierungsentwurfs zur 17. BImSchV für Anlagen zur Herstellung 
von Zementen und Zementklinker sowie für Anlagen zum Brennen von Kalk und die Emissions-
grenzwerte des § 5 der 17. BImSchV bzw. die der Richtlinie 2000/76/EG gegenübergestellt. 
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Tabelle 3:   

Gegenüberstellung der festen Emissionsgrenzwerte (Tagesmittelwerte in 
mg/m³) des Novellierungsentwurfs zur 17. BImSchV für die Mitverbrennung 
in Anlagen zur Herstellung von Zementen und Zementklinker (Anhang II  1),  

der Emissionsgrenzwerte von § 5 des Novellierungsentwurfs zu 17. 
BImSchV sowie der Richtlinie 2000/76/EG 

Emissionsparameter Anhang II. 1 
NovellierungsE 

§ 5 NovellierungsE 
zur 17. BImSchV 

Anhang II.1 
Rili 2000/76/EG 

Gesamtstaub 20 10 30 
gasförmige anorganische Chlorver-
bindungen, angegeben als Chlor-
wasserstoff – HCL 

10 10 10 

gasförmige anorganische Fluorver-
bindungen, angegeben als Fluor-
wasserstoff – HF  

1 1 1 

Stickstoffmonoxid und Stickstoff-
dioxid, gemessen als Stickstoffdioxid 

500 200 800 (Altanlagen) 
500 (Neuanlagen)

Schwefeldioxid und Schwefeltrioxid, 
angegeben als Schwefeldioxid 

50 50 50 

organische Stoffe, angegeben als 
Gesamtkohlenstoff 

10 10 10 

Quecksilber und seine Verbindungen, 
angegeben als Hg 

0,03 0,03 0,05 

Tabelle 4:  
Gegenüberstellung der festen Emissionsgrenzwerte (Halbstundenmittel-
werte in mg/m³) des Novellierungsentwurfs zur 17. BImSchV für die Mit-
verbrennung von Abfällen in Anlagen zur Herstellung von Zementen und 

Zementklinker sowie für Anlagen zum Brennen von Kalk (Anhang II.1) und 
der Emissionsgrenzwerte des § 5 des Novellierungsentwurfs zur 

17. BImSchV sowie der Richtlinie 2000/76/EG  

Emissionsparameter Anhang II. 1 
NovellierungsE 

§ 5 NovellierungsE 
 17. BImSchV 

Anhang II.1 
Rili 2000/76/EG 

Gesamtstaub - 30 - 
gasförmige anorganische Chlorver-
bindungen, angegeben als Chlorwas-
serstoff – HCL 

60 60 - 

gasförmige anorganische Fluorver-
bindungen, angegeben als Fluorwas-
serstoff – HF  

4 4 - 

Stickstoffmonoxid und Stickstoff-
dioxid, gemessen als Stickstoffdioxid 

- 400 - 

Schwefeldioxid und Schwefeltrioxid, 
angegeben als Schwefeldioxid 

200 200 - 

organische Stoffe, angegeben als 
Gesamtkohlenstoff 

20 20 - 

Quecksilber und seine Verbindungen, 
angegeben als Hg 

0,05 0,05 - 
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Tabelle 5: 

Gegenüberstellung der festen Emissionsgrenzwerte (Mittelwerte über die 
jeweilige Probeentnahmezeit im mg/m³, Dioxine und Furane in ng/m³) des 
Novellierungsentwurfs zur 17. BImSchV für die Mitverbrennung von Abfäl-
len in Anlagen zur Herstellung von Zementen und Zementklinker sowie für 
Anlagen zum Brennen von Kalk (Anhang II.1) und der Emissionsgrenzwerte 

in § 5 des Novellierungsentwurfs der 17. BImSchV sowie der Richtlinie 
2000/76/EG 

Emissionsparameter Anhang II. 1 
NovellierungsE 

§ 5 NovellierungsE 
zur 17. BImSchV 

Anhang II.1 
Rili 2000/76/EG 

Cadmium und Cadmiumverbindun-
gen, angegeben als Cadmium (Cd) 
Thallium und Thalliumverbindungen, 
angegeben als Thallium (Tl) 

 
0,05 

 
0,05 

 
0,05 

Antimon und seine Verbindungen, 
angegeben als Sb 
Arsen und seine Verbindungen, an-
gegeben als As 
Blei und seine Verbindungen, ange-
geben als Pb 
Chrom und seine Verbindungen, an-
gegeben als Cr 
Cobalt und seine Verbindungen, an-
gegeben als Co 
Kupfer und seine Verbindungen, an-
gegeben als Cu 
Mangan und seine Verbindungen, 
angegeben als Mn 
Nickel und seine Verbindungen, an-
gegeben als Ni 
Vanadium und seine Verbindungen, 
angegeben als V 

 
0,5 

 
0,5 

 
0,5 

Arsen und seine Verbindungen, an-
gegeben als As 
Benzo(a)pyren 
Cadmium und seine Verbindungen, 
angegeben als Cd 
Cobalt und seine Verbindungen, an-
gegeben als Co 
Chrom und seine Verbindungen, an-
gegeben als Cr 

 
0,05 

 
0,05 

- 

Dioxine und Furane 0,1 0,1 0,1 

Tagesmittelwerte  

Für die in Tabelle 3 aufgeführten Schadstoffe bestimmt der Verordnungsentwurf feste Tages-
mittelwerte. Wie daraus hervorgeht, sind Verschärfungen gegenüber der EG-Richtlinie bei den 
Parametern Gesamtstaub (20 statt 30 mg/m3) und Quecksilber (0,03 statt 0,05 mg/m3) vorgese-
hen. Eine weitere Verschärfung liegt für Altanlagen darin, dass sie nach dem Verordnungsent-
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wurf den in der Richtlinie nur für Neuanlagen vorgesehenen NOx-Grenzwert von 500 mg/m3 
einhalten müssten. 

Halbstunden-  und Probezei tmit telwerte 

Anders als in der Verbrennungsrichtlinie werden in dem Verordnungsentwurf für die Parameter 
HCI, HF, SO2, Hg und Gesamtkohlenstoff auch Halbstundenmittelwerte festgelegt (siehe Tabel-
le 4). Für diejenigen von der Richtlinie geregelten Schadstoffe, für die der Verordnungsentwurf 
keine Tagesmittel- und Halbstundenwerte bestimmt, werden Grenzwerte in Bezug auf die Mit-
telwerte der Probeentnahmezeit nach § 13 Abs. 3 Satz 1 17. BImSchV festgelegt (Tabelle 5), 
denn die Verordnung sieht für diese Parameter keine kontinuierlichen Messungen von Halb-
stunden- und Tagesmittelwerten, sondern gemäß § 13 der 17. BImSchV nur über einen be-
stimmten Zeitraum gemittelte Einzelmessungen vor (zwischen sechs und acht Stunden bei Di-
oxinen und Furanen und einer halben bis sechs Stunden bei den übrigen Parametern, § 13 
Abs. 3 Satz 1). Der Entwurf übernimmt dabei die für das Tagesmittel angesetzten Werte der 
Richtlinie und legt darüber hinaus einen Gruppenparameter für die kanzerogenen Stoffe Arsen, 
Cadmium, Cobalt, Chrom und deren Verbindungen sowie Benzo(a)pyren von 0,05 mg/m3 fest.  

3.2.3 Feuerungsanlagen (Anhang II.2) 

In Anhang II.2 des Verordnungsentwurfs werden die Vorgaben des Anhangs II.2 der EG-
Verbrennungsrichtlinie umgesetzt und teilweise erweitert. 

Feste Emissionsgrenzwerte 

In Anhang II.2.5 bis II.2.9 des Verordnungsentwurfs sind feste Emissionsgrenzwerte fixiert, die 
nicht der Mischungsregelung unterliegen. Zusätzlich zu den in der EG-
Abfallverbrennungsrichtlinie vorgegebenen festen Emissionsgrenzwerten sind in den Verord-
nungsentwurf feste Tagesmittel- und Halbstundenmittelwerte auch für die Parameter HCl, HF 
und TOC aufgenommen worden. Besonders hervorzuheben ist, dass der Parameter Ge-
samtstaub als fester Emissionsgrenzwert in dem Verordnungsentwurf erscheint. Durch die Fest-
legung eines festen Tagesmittelwerts (10 mg/m³ für Anlagen mit Rauchgasentschwefelungsan-
lage [REA] und 20 mg/m² ohne REA) und eines Halbstundenmittelwerts (20 mg/m³ für Anlagen 
mit REA und 40 mg/m² ohne REA) für Gesamtstaub wurde dieser Parameter anders als in der 
EG-Abfallverbrennungsrichtlinie aus dem Anwendungsbereich der Mischungsregel herausge-
nommen. Der in Anhang II.2.6 aufgeführte Halbstundenmittelwert für Gesamtstaub von 20 
mg/m³ (für Anlagen mit REA) ist sogar strenger als die Vorgabe des § 5 der 17. BImSchV.  

Analog zu Anhang II.1 des Verordnungsentwurfs wurde in Anhang II.2 der feste Emissions-
grenzwert für Quecksilber und seine Verbindungen gegenüber der EG-Richtlinie von 
0,05 mg/m³ ebenfalls auf 0,03 mg/m³ verschärft. 
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Wie Tabelle 6 zeigt, entsprechen die im Novellierungsentwurf vorgesehenen festen Grenzwerte 
für die Mitverbrennung weitgehend den Grenzwerten, die nach § 5 Abs. 1 der 17. BImSchV für 
die reine Müllverbrennung gelten. 

Tabelle 6 

Gegenüberstellung fester Grenzwerte des Novellierungsentwurfs zur 17. 
BImSchV für die Mitverbrennung in Feuerungsanlagen und der Grenzwerte 

für Müllverbrennungsanlagen nach § 5 Abs. 1 des Entwurfs sowie der 
Richtlinie 2000/76/EG in mg/m3 (Dioxine und Furane in ng/m3) 

Novellierungsentwurf zur  
17. BImSchV (Anhang II.2.)/  

§ 5 des Enwurfs*  

RL 2000/76/EG 

 

Tagesmittelwert  Halbstunden-
mittelwert 

Parameter 

Entwurf § 5 17. 
BImSchV 

Entwurf § 5 17. 
BImSchV 

 

Staub 10  10 20 30 - 

Quecksilber 0,03 0,03 0,05 0,05 0,05 

gasförmige anorgani-
sche Chlorverbindun-
gen - HCI 

20 10 60 60 - 

gasförmige anorgani-
sche Fluorverbindun-
gen - HF 

1  1 4 4 - 

organische Stoffe – 
angegeben als Ge-
samtkohlenstoff 

10  10 20 20 - 

Cadmium und Thallium 
sowie deren Verbin-
dungen 

0,05** 0,05 - - 0,05 

 

Antimon, Arsen, Blei, 
Chrom, Cobalt, Kupfer, 
Mangan, Nickel, Va-
nadium und deren 
Verbindungen 

0,5** 0,5 - - 0,5 

 

Arsen, Cadmium, Co-
balt, Chrom und deren 
Verbindungen sowie 
Benzo(a)pyren 

0,05** 0,05 - - - 

Dioxine und Furane 0,1**  0,1 - - 0,1 

*  die in § 5 des Novellierungsentwurfs vorgesehenen Grenzwerte entsprechen denen des geltenden Rechts. Er-
gänzt wurde lediglich der Gruppenparameter für kanzerogene Verbindungen. 

**  Mittelwert über Probezeitraum 
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Emissionswertvorgaben für die Mischungsregelung  

Anders als bei Zementöfen soll bei den Feuerungsanlagen für die Parameter SO2 und SO3, NOx 
und Kohlenmonoxid die Mischungsregelung anwendbar bleiben. In Anhang II.2.1 bis II.2.3 des 
Verordnungsentwurfs werden dazu entsprechend der EG-Verbrennungsrichtlinie Emissionswer-
te (Tagesmittelwerte) für feste fossile Brennstoffe (Bezugssauerstoffgehalt 6 %), Biomasse (Be-
zugssauerstoffgehalt 6 %) und flüssige Brennstoffe (Bezugssauerstoffgehalt 3 %) als Verrech-
nungswerte zur Anwendung der Mischungsregel vorgegeben. In Ergänzung zu der europäi-
schen Richtlinie ist teilweise eine Differenzierung nach Feuerungsarten (Wirbelschichtfeuerung) 
und Brennstoffen (wie beispielsweise Stein- oder Braunkohle) vorgenommen worden.  

Im Unterschied zur EG-Richtlinie sieht der Novellierungsentwurf Verrechnungswerte nicht nur 
für den Bereich der Großfeuerungsanlagen mit mehr als 50 MWth Wärmeleistung vor, sondern 
auch für weniger leistungsstarke Kleinanlagen. Für letztere werden die Grenzwerte der kürzlich 
in Kraft getretenen neuen TA-Luft 1:1 übernommen.  

Bei den Großfeuerungsanlagen gehen die Grenzwerte allerdings nicht nur über die EG-
Abfallverbrennungsrichtlinie, sondern auch über die der geltenden Großfeuerungsanlagenver-
ordnung (13. BImSchV) hinaus. Zur Begründung wird auf die geplante Novellierung der 13. 
BImSchV verwiesen, mit der die Grenzwerte für Großfeuerungsanlagen allgemein verschärft 
werden sollen. Die nachstehende Tabelle 7 zeigt, dass die Verschärfungen erheblich sind. 
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Tabelle 7:  

Emissions-Verrechnungswerte für die Mischungsregelung des Novellie-
rungsentwurfs zur 17. BImSchV im Vergleich zu den Emissionsgrenzwerten 

der 13. BImSchV (in mg/m3) 

Werte NovellierungsE Werte 13. BImSchV   

Emissions-
parameter 

50-100  
MWth 

100-300 
MWth 

>>>> 300  
MWth 

50-100 
MWth 

100-300 
MWth 

>>>> 300  
MWth 

Steinkohle 

Braunkohle 

850 2000 Ent-
schwefe-
lungsrate 

von > 75% 

2000 Ent-
schwefe-
lungsrate 

von > 60% 

Wirbelschicht 350 

oder Ent-
schwefe-
lungsrate 

> 75 % 

200 

und Ent-
schwefe-
lungsrate 

> 85% 

200 

und Ent-
schwefe-
lungsrate 

> 85%  

400 

Entschwefelungsrate > 
75% 

S02 

und 

SO3 

einheimische 
Brennstoffe oder Ent-

schwefe-
lungsrate  

> 92% 

300 und 
Entschwe-
felungsrate 

> 92% 

400 und 
Entschwefe-

lungsrate  
> 96 % 

2000 Ent-
schwefe-
lungsrate 

> 75% 

2000 Ent-
schwefe-
lungsrate 

> 60% 

 

 

 

400 

in Aus-

nahmen 

650 

NOx 350  
300 bei Wir-
belschicht-
feuerung 

200 200 800 

bei Staubfeuerung für Steinkohle 
1800 

CO 150 250 

 

3.2.4 Sonstige Anlagen 

Bei den sonstigen Anlagen sollen ebenfalls feste Grenzwerte für alle in Tabelle 6 aufgeführten 
Parameter (ausgenommen Fluorverbindungen – HF) eingeführt werden. Dabei wird allerdings 
der Bezugssauerstoffgehalt nicht genau bestimmt, sondern nur eine maximale Größe von 11% 
festgelegt. Hinsichtlich der auch von der Verbrennungsrichtlinie geregelten Schadstoffe ent-
sprechen die Grenzwerte denen der Richtlinie.  

3.2.5 Übergangsfrist für Altanlagen 

Nach § 17 des Novellierungsentwurfs der 17. BImSchV gelten die vorstehend dargestellten 
neuen Anforderungen für Altanlagen, die vor Inkrafttreten der Novelle bereits genehmigt wur-
den, erst ab dem 28.12.2005. Bis dahin gilt die alte Verordnung weiter.  
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3.3 Die Einwände der betroffenen Verbände und Anlagenbetreiber  

Die Interessenvertreter der betroffenen Anlagenbetreiber haben im Rahmen einer ersten Anhö-
rung zu dem Novellierungsentwurf die darin vorgesehenen Verschärfungen gegenüber dem 
Gemeinschaftsrecht stark kritisiert (Bundesverband der Deutschen Industrie, 2002; Verein 
deutscher Elektrizitätswirtschaft, 2002; Forschungsinstitut der Zementindustrie Düsseldorf, 
2002). Sie wenden sich ganz grundsätzlich gegen strengere nationale Standards für die Mit-
verbrennung. Solche einseitigen Verschärfungen führten  

- zu Wettbewerbsnachteilen für die deutsche Industrie und  

- zu einer Zunahme der grenzüberschreitenden Abfallverbringung, 

- zu Kapazitätsengpässen bei der thermischen Behandlung respektive Beseitigung, denn die 
Schaffung günstiger Rahmenbedingungen für die Mitverbrennung sei eine wichtige Voraus-
setzung zur Vermeidung eines Notstands bei der Entsorgung von Siedlungsabfällen im Jahr 
2005, 

- zum Verlust von ökologischen Vorteilen der Mitverbrennung und schließlich 

- bezüglich der zusätzlich in Anhang I eingeführten Parameter (PCB und weitere) zu unver-
hältnismäßigem Messaufwand. 

 

3.4 Stellungnahme  

3.4.1 Grundsätzliches: Niveauunterschiede in den Anforderungen an Müll-
verbrennungsanlagen, Mitverbrennungsanlagen sowie sonstigen Industrienanla-
gen beseitigen 

Wie die vergleichende Darstellung der Regelungen und Grenzwerte des Novellierungsentwurfs 
und der EG-Abfallverbrennungsrichtlinie zeigt, dienen die im Entwurf vorgesehenen Verschär-
fungen einer Anpassung des Anforderungsniveaus an das für die reine Müllverbrennung gel-
tende. Diese Angleichung ist aus Sicht des Umweltrates grundsätzlich zu begrüßen. 

Im Umweltgutachten 2002 (SRU 2002, Tz. 875 ff.) hat der Umweltrat erneut ausführlich darge-
legt, dass bereits der Unterschied in den Anforderungsniveaus für die Müllverbrennung einer-
seits und sonstige Industrieanlagen andererseits widersprüchlich ist. Die in der 17. BImSchV 
bzw. der EG-Abfallverbrennungsrichtlinie fixierten Grenzwerte markieren für die dort geregelten 
Schadstoffe das vom Gesetzgeber für akzeptabel erachtete Umweltrisiko. Nichts spricht dafür, 
dass für den Bereich der sonstigen Industrieanlagen generell ein höheres Risiko zu akzeptieren 
ist. Der Umweltrat hält es daher grundsätzlich für geboten, mittel- bis langfristig die Grenzwerte 
der TA-Luft, der 13. BImSchV ebenso wie die Anforderungen an die Mitverbrennung auf dem 
Niveau von § 5 der 17. BImSchV zu harmonisieren. Nachdem die TA-Luft eben erst neu aufge-
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legt worden ist, sollte diese Empfehlung nunmehr vorrangig bei der anstehenden Novellierung 
der 13. BImSchV beherzigt werden.  

Solange und soweit die Privilegierung der Industrieanlagen fortbesteht, darf sie zumindest nicht 
noch dazu führen, dass mitverbrennende Industrieanlagen auch aus Abfällen mehr Schadstoffe 
freisetzen dürfen als reine Müllverbrennungsanlagen. Im Umweltgutachten 2002 hat der Um-
weltrat daher empfohlen, die Grenzwerte der 17. BImSchV entweder für die 
Mitverbrennungsanlagen insgesamt gelten zu lassen oder ihre Einhaltung zumindest in Bezug 
auf den Abfall-Abgasteilstrom einzufordern.  

Wenngleich der vorliegende Novellierungsentwurf die Forderung nach einer weitest möglichen 
Angleichung der Anforderungen an die Abfallverbrennung nicht voll erfüllt, sondern insbesonde-
re im Bereich der Feuerungsanlagen und sonstigen Mitverbrennungsanlagen wiederum beacht-
liche Bereiche des Schadstoffspektrums der Mischungsregelung unterstellt, erscheint die ge-
plante Verschärfung der Anforderungen an die Mitverbrennung unter Berücksichtigung des 
Standes der Emissionsvermeidungstechnik und der Anpassungskosten grundsätzlich als ein 
vernünftiger Kompromiss.  

3.4.2  Zu den festen Grenzwerten für die Mitverbrennung in Zementwerken 

Feste Grenzwerte sind insbesondere für die Mitverbrennung in Zementöfen – wie oben darge-
stellt – bereits mit der Richtlinie 2000/76/EG bestimmt worden. Die festen Grenzwerte der EG-
Abfallverbrennungsrichtlinie entsprechen teilweise den für reine Abfallverbrennungsanlagen 
geltenden Werten des Anhangs V der Richtlinie bzw. des § 5 Abs. 1 der 17. BImSchV und sind 
insoweit also auf einem vergleichsweise anspruchsvollen Niveau angesiedelt, das bislang auch 
in Genehmigungsbescheiden für die Abfallmitverbrennung in deutschen Zementwerken nicht 
immer erreicht wird. Insoweit bedeuten bereits die Vorgaben der EG-Verbrennungsrichtlinie 
einen wesentlichen Fortschritt. Jedoch sind in der EG-Abfallverbrennungsrichtlinie bei einigen 
Parametern, wie z.B. beim Gesamtstaub, die Tagesmittelwerte weniger anspruchsvoll als die 
für reine Abfallverbrennungsanlagen geltenden.  

Staub 

Der Umweltrat hat allerdings schon im Umweltgutachten 2002 festgestellt, dass die Grenzwerte 
der Richtlinie 2000/76/EG am anspruchsloseren Ende der Spannen liegen, die im europäischen 
BAT reference document (BREF, Europäische Kommission, 2000a) als Stand der Technik für 
die Zementindustrie ausgewiesen sind. So lassen sich beispielsweise mit Gewebefiltern 
Restemissionen von Staub < 5 mg/m³ (bezogen auf einen Sauerstoffgehalt von 10%) und mit 
einer elektrischen Gasreinigung immerhin Restemissionen zwischen 5 - 20 mg/m³ (bezogen auf 
einen Sauerstoffgehalt von 10%) realisieren (KAMM und WIEST, 2000).  

Über die von den Feinstäuben ausgehenden Gesundheitsrisiken wird im Umweltgutachten 2002 
ausführlich berichtet. Die Stäube aus der Müllverbrennung sind indessen nicht nur wegen der 



 DER RAT VON SACHVERSTÄNDIGEN FÜR UMWELTFRAGEN 

 16

darin auch enthaltenen Feinpartikel gefährlich (siehe dazu SRU 2002, Tz. 541 ff.), sondern 
auch als Schadstoffträger. Die im Verordnungsentwurf vorgesehene Absenkung des Grenz-
werts für Gesamtstaub auf den aktuellen Stand der Technik hält der Umweltrat daher nicht nur 
aus Gründen der Maßstabsgleichheit (siehe oben 3.4.1) für geboten, sondern vor allem auch 
zum Schutz der Volksgesundheit.  

Es sind im übrigen von den betroffenen Anlagenbetreibern keine überragenden produktions-
technischen Gründe dafür geltend gemacht worden, die bei den Staubemissionen eine Privile-
gierung der Zementindustrie rechtfertigen könnten. Der gegenwärtig für die Mitverbrennung 
eingesetzte Anlagenpark ist ganz überwiegend in der Lage, den im Novellierungsentwurf vorge-
sehenen Wert einzuhalten. Lediglich einige wenige Altanlagen, die dies nicht – auch nicht mit 
wirtschaftlich vertretbaren Nachrüstungen – können, müssen nach Ablauf der Übergangsfrist ab 
dem 28.12.2005 auf die Mitverbrennung von Abfällen verzichten. Darin liegt insgesamt keine 
unangemessene wirtschaftliche Überforderung der mitverbrennenden Industrien. 

Quecksi lber 

Ein weiterer Schritt in Richtung einer Gleichbehandlung der Mitverbrennung und der reinen Ab-
fallverbrennung ist die Verschärfung des Emissionsgrenzwerts für Quecksilber und seine Ver-
bindungen gegenüber der EG-Richtlinie von 0,05 mg/m³ auf 0,03 mg/m³. Der Umweltrat befür-
wortet diese Verschärfung; der Quecksilber-Grenzwert in Anhang II.1 entspricht der seit langem 
gültigen Vorgabe des § 5 der 17. BImSchV. 

Halbstundenmittelwerte 

Der Umweltrat begrüßt insbesondere auch die vorgeschlagenen Halbstundenmittelwerte, die für 
die Parameter HCl, HF, SO2, TOC und Hg den Vorgaben des § 5 der 17. BImSchV entspre-
chen. Im Umweltgutachten 2002 wurde bereits dargelegt, dass die eigentlich wünschenswerte 
Gleichbehandlung der Abfallmitverbrennung auch bei den Zementöfen nicht vollständig erreicht 
werden kann, wenn die Emissionsgrenzwerte für abfallverbrennende Zementöfen nur als Ta-
gesmittelwerte und nicht, wie bei reinen Abfallverbrennungsanlagen, auch oder ausschließlich 
als Halbstundenmittelwert vorgegeben werden. Er hält daher die vorgesehene Einführung von 
Halbstundenmittelwerten in Anhang II.1 des Entwurfs der novellierten 17. BImSchV für ange-
messen. 

3.4.3 Zu den Grenzwerten für die Mitverbrennung in Feuerungsanlagen  

Feste Emissionswerte  

Der für mitverbrennende Feuerungsanlagen mit Rauchgasentschwefelungsanlage (REA) vor-
gesehene Tagesmittelwert für Gesamtstaub (Bezugssauerstoffgehalt 6 % für feste fossile 
Brennstoffe und Biomasse und 3 % für flüssige Brennstoffe) ist im Verordnungsentwurf mit 
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10 mg/m³ festgelegt worden. Dieser Grenzwert ist aus Sicht des Umweltrates angemessen, 
auch wenn er im Vergleich zu den Vorgaben der noch geltenden 13. BImSchV (50 mg/m³) eine 
deutliche Verschärfung der Anforderungslage bedeutet. Zum einen erfüllt dieser Wert die Har-
monisierungsforderung, weil er dem Grenzwert entspricht, der nach § 5 Abs. 1 der 17. BImSchV 
für reine Müllverbrennungsanlagen gilt. Zum anderen trägt er dem heutigen Stand der Technik 
bei der Rauchgasreinigung Rechnung. So können (und müssen ggf.) zu seiner Einhaltung – 
insbesondere in Rauchgasreinigungsanlagen von Kohlekraftwerken – neben mechanischen 
Abscheidungsvorrichtungen oder Elektrofiltern Gewebefilter eingesetzt werden. Die damit er-
reichbaren Emissionen liegen unterhalb von 10 mg/m³ (siehe dazu auch Abschnitt 3.4.3). We-
sentlicher Vorteil der Gewebefilter ist, dass die gesundheitlich besonders bedenklichen Staub-
partikel der Größen < 5 µm ebenfalls aus dem Abgasstrom entfernt werden.  

Für Feuerungsanlagen ohne REA, bei denen der positive Einfluss einer REA auf die Staubent-
nahme nicht gegeben ist, ist im Novellierungsentwurf ein Tagesmittelwert für Gesamtstaub von 
20 mg/m³ vorgesehen. Dieser Wert entspricht dem festen Emissionsgrenzwert des Anhangs II.1 
(hier jedoch Bezugssauerstoffgehalt von 10 %) und bewegt sich somit in einer vergleichbaren 
Größenordnung. Auch insoweit sieht der Rat eine zumindest partielle Harmonisierung und An-
passung an den Stand der Technik. 

Keinen Sinn sieht der Rat allerdings darin, dass für Feuerungsanlagen, die über eine Rauch-
gasentschwefelungsanlage verfügen, mit einem Halbstundenmittelwert von 20 mg/m³ für Ge-
samtstaub (Bezugssauerstoffgehalt 6 % für feste fossile Brennstoffe und Biomasse und 3 % für 
flüssige Brennstoffe) ein Grenzwert vorgeschrieben werden soll, der deutlich von dem entspre-
chenden Grenzwert des § 5 der 17. BImSchV von 30 mg/m³ (Bezugssauerstoffgehalt 11 %) 
abweicht bzw. darüber hinaus geht. Nach Ansicht des Umweltrates ist diese weitergehende 
Verschärfung aus Gründen der Umweltvorsorge nicht unbedingt geboten und es sollte daher 
eine Harmonisierung auf dem Niveau des § 5 angestrebt werden. 

Hinsichtlich des festen Grenzwertes für Quecksilber wird auf die Ausführungen zu Anhang II.1 
(3.4.2) verwiesen. 

Verrechnungswerte 

Hinsichtlich der im Novellierungsentwurf angeführten Verrechnungswerte sind die für kleinere 
Feuerungsanlagen vorgeschlagenen Werte von den für Großfeuerungsanlagen angegebenen 
getrennt zu würdigen. Bei den kleinen Feuerungsanlagen sieht der Entwurf eine weitgehende 
Harmonisierung mit der TA-Luft vor. Die Werte sind die gleichen, wie die in Nr. 5.4.1 TA-Luft 
festgelegten. Diese überfällige Harmonisierung ist aus Sicht des Umweltrates uneingeschränkt 
zu begrüßen. 

Hinsichtlich der Großfeuerungsanlagen sieht der Entwurf – wie Tabelle 7 zeigt – ganz erhebli-
che Verschärfungen auch gegenüber der geltenden 13. BImSchV vor. Für diese Verschärfun-
gen verweist das Ministerium auf die geplante Novellierung der 13. BImSchV. Der Umweltrat 
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begrüßt insoweit die Bemühungen, auch die veralteten Grenzwerte der 13. BImSchV dem 
Stand der Technik anzupassen. Besser wäre es aber gewesen, beide Verordnungen parallel zu 
überarbeiten, um die Grenzwerte im Hinblick auf alle betroffenen Anlagen, Belange und Prob-
lemfragen so weit wie möglich harmonisieren zu können.  

3.4.4  Zu den Anteilsobergrenzen der Mischungsregelung 

Die im Entwurf vorgesehenen anteilsmäßigen Obergrenzen für die Anwendung der Mischungs-
regelung (maximal 50% Abfallanteil bei Zementöfen und 25% bei sonstigen Anlagen) würden 
bei der mitverbrennenden Industrie nur in wenigen Einzelfällen bedeutendere Auswirkungen 
haben, da die entsprechenden Kontingente bis zum Erreichen der Obergrenzen im Regelfall 
noch nicht ausgeschöpft sind. Im Bereich der Feuerungsanlagen und sonstigen Anlagen steht 
die Mitverbrennung noch eher am Anfang ihrer Entwicklung. Nach Einschätzung des Umweltra-
tes würde die für diese Anlagen vorgesehene Obergrenze von 25% in absehbarer Zeit nicht 
relevant. Es besteht daher ausreichend Zeit und Spielraum für die Betreiber der industriellen 
Feuerungsanlagen, sich darauf einzustellen, dass für einen verstärkten Abfalleinsatz – mit all 
seinen wirtschaftlichen Vorteilen – die gleichen emissionsseitigen Anforderungen zu beachten 
sind wie bei einer reinen Abfallverbrennung. 

Die 50%-Obergrenze für die Zementindustrie wäre bereits heute in einigen Fällen überschritten. 
Der Energieeinsatz, der gegenwärtig in der Zementindustrie durch Ersatzbrennstoffe sicherge-
stellt wird, liegt zwar durchschnittlich „nur“ bei einem Anteil von rund 25%. Vereinzelte Betreiber 
von Zementöfen decken ihren Brennstoffbedarf aber schon zu bis zu 90% durch Ersatzbrenn-
stoffe. Es gibt also durchaus einige Anlagen, die die 50%-Marge überschreiten und nach dem 
Novellierungsentwurf uneingeschränkt die strengen, für reine MVA geltenden Grenzwerte von § 
5 der 17. BImSchV einzuhalten hätten. Praktische Bedeutung hätte dies im Wesentlichen für die 
NOx- und die Staubbegrenzung, weil bei diesen Parametern die geplanten festen Grenzwerte 
des Verordnungsentwurfs (Anhang II.1) noch deutlich oberhalb der Werte von § 5 Abs. 1 liegen 
(vgl. Tabellen 2 und 3).  

Bei der NOx-Begrenzung bedeutet die Anwendung des Grenzwertes von § 5 der 17. BImSchV 
von 200 mg/m3 anstelle des festen Grenzwertes in Anhang II von 500 mg/m3 in der Praxis, dass 
eine Überschreitung der 50%-Grenze nur mit technischen Nachrüstungen zulässig ist. Bei 
Kombination von allgemeinen Primärmaßnahmen (Optimierung der Prozessführung), Primär-
maßnahmen zur gezielten Eindämmung der NOx-Emissionen, Stufenverbrennung und von Se-
kundärmaßnahmen wie der selektiven nichtkatalytischen Reduktion (SNCR) können beim Ze-
mentherstellungsprozess Emissionswerte zwischen 200 und 800 mg NOx/m³ (in Form von NO2) 
erzielt werden (IPPC, 2000). Diese Verfahrenskombination kann somit ausreichen, den Grenz-
wert des Anhangs II von 500 mg/ m³ einzuhalten, der im übrigen auch dem Grenzwert der no-
vellierten TA Luft entspricht. Sie kann aber in keinem Falle dazu ausreichen, auch den Emissi-
onsgrenzwert des § 5 der 17. BImSchV von 200 mg/m³ zu unterschreiten. Nach jetzigem 
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Kenntnisstand wäre zur sicheren Unterschreitung der 200 mg/m³ NOx im Abgasstrom die An-
wendung der selektiven katalytischen Reduktion (SCR) als Sekundärmaßnahme erforderlich. 
Diese Technologie hat aber anders als in Kraftwerken und Müllverbrennungsanlagen in Ze-
mentwerken bisher noch keine Verbreitung gefunden. Gegenwärtig liegen lediglich Erfahrungen 
aus Pilotanlagen vor. Ob die SCR bereits als Stand der Technik/Best Available Technique 
(BAT) für die Zementherstellung angesehen werden kann, ist daher umstritten. Im Rahmen des 
europäischen BAT-Prozesses konnte sich die zuständige technische Arbeitgruppe des IPPC 
(TWG) in dieser Frage nicht auf eine einheitliche Meinung festlegen (IPPC, 2000). Die Zement-
industrie lehnt die Anwendung der SCR-Technologie aus wirtschaftlichen Gründen bisher ab 
(HOENIG, HOPPE, BODENDIEK, 2000). Vorliegende Kostenabschätzungen weisen nämlich 
für die SCR-Technik deutlich höhere Investitionskosten aus (2,5-4,5 Mio. €) als für die SNCR 
(0,5-1,5 Mio. €). Die Betriebkosten der SCR liegen jedoch rund 25 % unter denen für SNCR-
Anlagen (IPPC, 2000). 

Tabelle 8 

Überblick über Möglichkeiten der NOx-Reduktion 

Emissionen Kosten* Technik Reduktions-
Effizienz mg/m³ kg/t Investitionen Betrieb 

SNCR 10-85 % 200-800 0,4-1,6 0,5-1,5 0,3-0,5 

SCR 85-95 % 100-200 0,2-0,4 2,5-4,5 0,2-0,4 

*Investitionskosten in 106 € und Betriebskosten in €/t Zementklinker 

Quelle: (IPPC, 2000), verändert 

 

Aus Sicht des Umweltrates ist die NOx-Grenzwertregelung des Novellierungsentwurfs zumin-
dest gut vertretbar. Sie ist geeignet, mittelfristig zu einer deutlichen Minderung der Stickoxid-
emissionen beizutragen, ohne die betroffene Industrie übermäßig zu belasten. Denn unter den 
geschilderten technischen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen kann es den Zement-
werkbetreibern, die langfristig ihre Öfen mit hohen Abfallanteilen befeuern wollen, durchaus 
zugemutet werden, in neue Emissionsminderungstechniken zu investieren. Eine Privilegierung 
dieser Anlagen, in denen überwiegend Abfälle entsorgt werden, ist gegenüber Betreibern von 
Müllverbrennungsanlagen auf Dauer kaum mehr zu rechtfertigen. Die bisher noch begünstigten 
Zementwerkbetreiber tragen insoweit auch eine technische Entwicklungsverantwortung. Das gilt 
nach Ansicht des Umweltrates nicht unbedingt erst ab der nun vorgesehenen 50%-Grenze, die 
insoweit als ein Kompromiss einzustufen ist. Soweit Betreiber älterer Zementwerke die erforder-
lichen Investitionen in die SCR für unrentabel halten, wird ihnen außerdem durch die großzügig 
bemessene Übergangsfrist reichlich Zeit zur Anpassung ihrer Mitverbrennungsquoten gegeben.  
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3.4.5 Zum Argument der wettbewerblichen Benachteiligung deutscher Mit-
verbrennungsanlagen 

Wie oben ausgeführt wurde, befinden sich die vorgeschlagenen Grenzwerte im Rahmen des-
sen, was in einem Konsensfindungsprozess mit den betroffenen Industrien im europäischen 
Rahmen als durch "verfügbare" Technologien erreichbar und auch für wirtschaftlich zumutbar 
angesehen wurde. Die Grenzwerte verlangen im Wesentlichen nur das, was inzwischen allge-
mein als Stand der Technik anerkannt ist, und nicht etwa auch die Anwendung der besten 
Schadstoffminderungstechniken. Bei Anwendung bester Techniken könnten bei einigen Para-
metern die Grenzwerte noch wesentlich unterschritten werden. Insoweit kann aus Sicht des 
Umweltrates von überzogenen, wirtschaftlich unzumutbaren Verschärfungen nicht die Rede 
sein. Für die Notwendigkeit strengerer Grenzwerte muss zudem berücksichtigt werden, dass 
diese Grenzwerte als Vorsorgemaßnahmen auch für den wahrscheinlichen Fall genügen müs-
sen, dass der Brennstoffanteil der Mitverbrennung erheblich ansteigt (dazu sogleich noch).  

Der Umweltrat ist davon überzeugt, dass der Einsatz von Abfällen in Zementwerken und Feue-
rungsanlagen auch unter den strengeren Emissionsbegrenzungen des Novellierungsentwurfs in 
Deutschland keineswegs seine wirtschaftliche Grundlage verliert. Gegenüber den o.g. wirt-
schaftlichen Einwänden ist zu beachten, dass die Anlagenbetreiber bei der Mitverbrennung Re-
gelbrennstoffe einsparen, und dafür kostengünstiger Abfälle einsetzen können. Für die Anla-
genbetreiber bleibt daher die Mitverbrennung solange rentabel, wie sie die Kosten für zusätzli-
che Umweltauflagen durch den „Verkauf“ ihrer Mitverbrennungskapazitäten kompensieren kön-
nen. Dafür, dass dies nach der geplanten Erhöhung der Grenzwerte nicht mehr gelingen könn-
te, sieht der Umweltrat keinerlei ernstzunehmende Anhaltspunkte. Im Gegenteil, auf dem Ent-
sorgungsmarkt sind gegenwärtig und aller Voraussicht nach besonders auch zukünftig reichlich 
Abfälle vorhanden, die sich zur Mitverbrennung eignen. Die Nachfrage nach Mitverbrennungs-
kapazitäten wird sich vermutlich noch deutlich verbessern, wenn 2005 das Vorbehandlungsge-
bot der Abfallablagerungsverordnung in Kraft tritt und die kommunalen Verbrennungsanlagen 
zur Erfüllung dieses Gebots wieder ausschließlich mit Siedlungsabfällen ausgelastet werden 
(siehe dazu ausführlich SRU 2002, Tz. 998 ff.). Dann werden diese Anlagen nicht mehr – als 
Verwertungsanlagen – um die zur Mitverbrennung geeigneten gewerblichen Abfälle konkurrie-
ren können.  

Es ist also mit einer ganz erheblichen Zunahme bei der Nachfrage nach Verbrennungskapazitä-
ten zu rechnen, die wahrscheinlich auch noch durch die zukünftig immer weniger landwirtschaft-
lich zu entsorgenden Klärschlämme (siehe SRU 2002, Tz. 391 ff.) angefacht wird. So wird es 
den Betreibern von Mitverbrennungsanlagen mit größter Wahrscheinlichkeit möglich sein, die 
Kosten für die nach dem Novellierungsentwurf gebotene Umwelttechnik – auch in Zukunft – in 
die Preise einzukalkulieren.  

Vor dem Hintergrund der soeben skizzierten Entwicklungen auf dem Entsorgungsmarkt können 
auch die Befürchtungen über eine Verlagerung der Mitverbrennung ins ökologisch weniger an-
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spruchsvolle EG-Ausland nicht den Ausschlag gegen die Angleichung der Anforderungsniveaus 
und entsprechende Anhebung der Standards für Mitverbrennungsanlagen geben. Nach Ansicht 
des Umweltrates sind allenfalls marginale Verlagerungen zu erwarten, die aber gegenüber dem 
Anliegen, eine schadlose Abfallverbrennung auch im Bereich der Mitverbrennung sicherzustel-
len, nicht maßgeblich ins Gewicht fallen können. Statt auf eine Angleichung der Grenzwerte für 
die Verbrennung und die Mitverbrennung zu verzichten, sollte die Bundesregierung auf eine 
EG-rechtliche Lösung zur Sicherung gleicher Umweltverträglichkeit bei der Mitverbrennung 
drängen. Im Umweltgutachten 2002 hat der Sachverständigenrat nachdrücklich auf die Not-
wendigkeit hingewiesen, in der EU anspruchsvollere Bedingungen an die energetische Verwer-
tung zu formulieren. Eine nationale Vorreiterrolle in dieser Hinsicht sollte durch entsprechende 
Initiativen bei der europäischen Kommission begleitet werden. 

3.4.6 Zur Vereinbarkeit mit den Rahmenbedingungen der   
Ablagerungsverordnung 

Die Industrieverbände haben dem Novellierungsentwurf entgegengehalten, mit den strengeren 
Anforderungen würden die Chancen verspielt, dass die Mitverbrennung maßgeblich zu der 
durch die Ablagerungsverordnung ab Juni 2005 zwingend vorgeschriebenen Vorbehandlung 
von Abfällen zur Beseitigung beiträgt und den in diesem Zusammenhang zu erwartenden 
Entsorgungsnotstand bei den Kommunen mildert. 

Demgegenüber ist hier noch einmal hervorzuheben, dass die Mitverbrennung von Ersatzbrenn-
stoffen aus Siedlungsabfällen in industriellen Feuerungsanlagen neben der reinen Abfall-
verbrennung und der mechanisch-biologischen Abfallbehandlung nicht als zusätzliche Vorbe-
handlungsoption anzusetzen ist, weil unvorbehandelte Siedlungsabfälle insbesondere aufgrund 
ihrer Verbrennungseigenschaften und ihres Schadstoffgehalts nicht direkt in einen industriellen 
Feuerungsprozess eingetragen werden können. Wegen schwerwiegender technischer Proble-
me wird die Mitverbrennung höchst wahrscheinlich nicht einmal einen relevanten Beitrag zur 
Entsorgung der so genannten hochkalorischen Restfraktionen aus der MBA leisten können. 
Das hohe Chloraufkommen in den heterogenen Restfraktionen führt zur Korrosionen an den 
Öfen der Mitverbrennungsanlagen. 

 

4  Fazit 
Der Umweltrat weist in seinem Gutachten 2002 darauf hin, dass mit steigendem Einsatz von 
Ersatzbrennstoffen die luft- und abwasserseitigen Emissionen der zur Mitverbrennung genutz-
ten Anlagen und die Qualität der Produkte und Rückstände zukünftig zunehmend durch die 
Schadstoffbelastung der eingesetzten Abfälle geprägt werden. Die rechtlichen Rahmenbedin-
gungen für den Umgang mit den Problemen, die sich daraus ergeben, schätzt der Umweltrat als 
noch unzureichend ein. Insbesondere hinsichtlich der emissionsseitigen Anforderungen bei der 
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Mitverbrennung von Abfällen in Industrieanlagen wiederholte der Umweltrat seine Forderung 
nach einer Angleichung an die für reine Abfallverbrennungsanlagen geltenden Standards. Eine 
1:1-Umsetzung der EG-Verbrennungsrichtlinie reicht insoweit nicht aus, da die Anforderungen, 
die die Richtlinie an die Mitverbrennung stellt, teilweise noch deutlich unterhalb den Vorgaben 
für reine Müllverbrennungsanlagen liegen.  

Der nun vorliegende Entwurf einer novellierten 17. BImSchV bleibt zwar in den Anforderungen 
an die Mitverbrennung seinerseits partiell hinter den Vorgaben für die reine Müllverbrennung 
zurück. Die Verschärfungen, die gegenüber der Verbrennungsrichtlinie vorgesehen sind, wür-
den jedoch einen beachtlichen Schritt in Richtung eines gleichwertigen Anforderungsprofils be-
deuten. Der Rat sieht darin mit Blick auf die Anpassungslasten bei den betroffenen Betrieben 
mittelfristig einen vernünftigen politischen Kompromiss. Auf lange Sicht sollte die vollständige 
Harmonisierung der Anforderungsniveaus von Industrieanlagen und Müllverbrennungsanlagen 
angestrebt werden. Aus diesem Grund sollte jetzt insbesondere die geplante Revision der 
13. BImSchV möglichst parallel zur Novellierung der 17. BImSchV betrieben und auf Kohärenz 
der Grenzwerte geachtet werden. 

Im Sinne der Harmonisierungsforderung begrüßt der Umweltrat bei dem Novellierungsentwurf 
die starke Tendenz zur Angleichung der Anforderungen für die Mitverbrennung. Er hält darüber 
hinaus auch die konkreten Grenzwertfestlegungen für angemessen. Die Grenzwerte tragen aus 
Sicht des Rates den spezifischen Vermeidungsmöglichkeiten und technischen Grenzen der 
betroffenen Mitverbrennungsanlagen ausreichend Rechnung. Technische oder wirtschaftliche 
Gründe, die weitergehende Zugeständnisse im Anforderungsniveau geboten erscheinen ließen, 
sind dem Rat nicht ersichtlich. Insbesondere hält der Rat den Umstand, dass der Entwurf über 
die gemeinschaftsrechtlichen Anforderungen hinausgeht, für vergleichsweise unschädlich und 
die damit eventuell einhergehenden anfänglichen Wettbewerbsnachteile der deutschen Anla-
genbetreiber für wirtschaftlich vertretbar. 
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